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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

wir bedanken uns für die eingeräumte Möglichkeit, zum o.g. Gesetzentwurf der Landes-

regierung Stellung nehmen zu können.  

 

Gegen das geplante Gesetz erhebt der DBB NRW grundsätzlich keine Einwände, son-

dern begrüßt das damit verfolgte Ziel, Beschäftigte öffentlicher Stellen vor gefährdenden 

Personen zu schützen und somit die Funktionsfähigkeit öffentlicher Stellen sicherzustel-

len. Dennoch möchten wir in Ergänzung unserer bereits zum Gesetzentwurf abgegebe-

nen Stellungnahme noch die nachstehenden Anmerkungen vortragen. 

 

Allein mit Blick auf die sich in jüngster Vergangenheit vermehrten Vorfälle gegen Beschäf-

tigte aus den unterschiedlichsten Bereichen des öffentlichen Dienstes, sind aus Sicht des 

DBB NRW Regelungen zum Schutz der Beschäftigten gegen potentielle Gefährder über-

fällig und unumgänglich.  

 

Insbesondere die Beschäftigten mit umfassenden Menschenkontakt sind täglich mit ei-

nem breiten Spektrum von Angriffen gegen ihre Person selbst oder Kolleginnen und Kol-

legen konfrontiert. Unterschiedliche Umfragen zu gewalttätigen Übergriffen haben offen-

gelegt, dass die Gewalt in den letzten Jahren stark zugenommen hat und zunehmend 
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eine nicht zu verachtende, auch psychische Belastung der Kolleginnen und Kollegen in 

den einzelnen Bereichen darstellt.  

 

Allein in der 17. Bürgerbefragung des dbb gaben mehr als die Hälfte der Beschäftigten 

im öffentlichen Dienst (54 Prozent) an, selbst beschimpft, bedroht oder tätlich angegriffen 

worden zu sein. Hass, Hetze und Gewalt zeigt sich in allen Bereichen des öffentlichen 

Dienstes, bei Einsätzen von Rettungskräften, egal ob Polizei oder Feuerwehr, im Schul-

bereich, in der Finanzverwaltung, im Gerichtsvollzieherdienst, in den Jobcentern, bei 

Briefzustellern, etc.  

 

Um den Beschäftigtenschutz und die Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes nicht 

weiter zu gefährden ist der vorliegende Gesetzentwurf der erste richtige Schritt.  

 

Aus Sicht des DBB NRW bedarf es aber einer noch weiteren Konkretisierung des Rege-

lungsbereichs dieses Gesetzentwurfs.  

 

Zu den Vorschriften im Einzelnen:  

 

• § 3 Abs. 1  

 

§ 3 Abs. 1 des Entwurfs sieht vor, dass öffentliche Stellen personenbezogene Daten von 

gefährdenden Personen in einem Melde- und Auskunftsregister verarbeiten können, so-

fern dies zum Schutz der Beschäftigten oder der Funktionsfähigkeit der öffentlichen Stelle 

erforderlich ist. Die personenbezogene Datenverarbeitung ist auf die jeweilige öffentliche 

Stelle beschränkt. Ein Austausch dieser Daten mit anderen öffentlichen Stellen ist unter-

sagt.  

 

Mit dieser Regelung soll zwar die erforderliche Datenverarbeitung ermöglicht werden, 

gleichzeitig die strikte Zweckbindung allerdings auch die Verhältnismäßigkeit dieser Da-

tenverarbeitung gewährleisten.  

 

Satz 2 und 3 des Absatzes 1 konterkarieren grundsätzlich die Notwendigkeit eines ein-

heitlich geregelten Beschäftigungsschutzes, da sie die personenbezogene Datenverar-

beitung nur auf die unmittelbar betroffene öffentliche Stelle beschränken. Durch den feh-

lenden Datenaustausch mit anderen Stellen ist aus Sicht des DBB NRW die präventive 

Wirksamkeit des Beschäftigtenschutzes mit dieser Normierung bestenfalls minimal. 

 

Ungeachtet dessen, dass dem Datenschutz ein hoher Stellenwert zuzukommen ist, be-

darf es grundsätzlich der Möglichkeit des Austausches personenbezogener Daten zu 
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gefährdenden Personen zwischen unterschiedlichen öffentlichen Stellen. Andernfalls 

läuft der Zweck des Beschäftigtenschutzgesetz ins Leere, wenn die bei einzelnen öffent-

lichen Stellen gewonnene Informationen hinsichtlich möglicher Gefährder, zum Beispiel 

im Falle eines Umzugs in eine andere Kommune, nicht eingesehen werden können. Viel-

mehr bedeutet dies, dass mögliche Daten erst nach einem erneuten Übergriff erst in die 

eigene Datenbank der öffentlichen Stelle der neuen Kommune eintragen werden. Denk-

bar wäre hier die Installation einer einheitlichen Datenbank, auf die ein entsprechender 

Zugriff dann erfolgt.  

 

Bei der Abwägung beider Rechte gegeneinander, dem Datenschutz auf der einen Seite 

und dem Schutz von Leib und Leben, die Unversehrtheit des Körpers und weiterer ge-

schützter Rechtsgüter auf der anderen Seite kann es keine andere Bewertung geben, als 

dass der Datenschutz hier nachrangig zu sehen ist. Zudem ist in der Gesamtbetrachtung 

die Führung der einzelnen Datenbanken einer jeden öffentlichen Stelle, mit einem hohen 

Bürokratieaufwand durch jede einzelne Eintragung in der jeweiligen öffentlichen Stelle 

versehen, der durch die Einführung von nur einer einheitlichen Datenbank minimiert und 

gebündelt werden könnte. Wirksame Prävention erreicht nur eine zentrale Datenbank!  

 

• § 3 Abs. 2  

 

§ 3 Abs. 2 sieht vor, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten von gefährdenden 

Personen in einem Melde- und Auskunftsregister setzt ein durch die öffentliche Stelle 

ausgesprochenes Hausverbot, die Erstattung einer Strafanzeige oder die Stellung eines 

Strafantrages durch die betroffene öffentliche Stelle wegen einer im Zusammenhang mit 

einer Verwaltungstätigkeit stehenden Straftat voraus. 

 

Hier wird kein präventiver Ansatz zum Schutz vor einer Gefährdung erreicht. Wie bisher 

auch, wird ein ausgesprochenes Hausverbot, die Erstattung einer Strafanzeige oder die 

Stellung eines Strafantrages vorausgesetzt. Mithin muss also bereits etwas Aktenkundi-

ges vorgefallen sein, damit der beabsichtigte Schutz greift.  

 

Ziel des Beschäftigtenschutzgesetzes müsste es aber vielmehr sein, dass der Schutz 

bereits dann möglich ist, wenn das Tätigkeitsfeld der Beschäftigten bereits eine erhöhte 

Gefährdungslage beinhaltet. Sollte es nicht möglich sein, einen rein präventiven Ansatz 

gesetzlich zu verankern, müsste die Möglichkeit eröffnet werden, die gem. § 51 BMeldG 

mögliche Auskunftssperre für Amtsträgerinnen und Amtsträger ebenfalls für 5 

Jahre einzurichten. Derzeit muss die Auskunftssperre alle 2 Jahre mit Schreiben der 

Behördenleitung verlängert werden.  
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Ungeachtet dessen zeigt die Praxis aber auch noch, dass Kolleginnen und Kollegen, da-

rauf verwiesen werden, doch selbst Strafanzeige quasi als Privatangelegenheit zu erstat-

ten, obwohl sich die Angriffe wie in der Gesetzesbegründung im Allgemeinen Teil ange-

führt, gegen die Beschäftigten als Amtsperson und damit gegen die öffentliche Stelle sel-

ber richten. Allein unter Wahrung der Fürsorgepflicht des jeweiligen Dienstherrn sollte es 

dann auch eine aus der Fürsorgepflicht resultierende Selbstverständlichkeit sein, dass 

jeder auch noch so kleine Angriff gegenüber Beschäftigten in Ausübung ihres Dienstes, 

wie zum Beispiel das Verletzen von Persönlichkeitsrechten durch das Fotografieren der 

Beschäftigten zum Aufbau einer dann schon strafrechtsrelevanten Drohkulisse, durch 

den Dienstvorgesetzten oder Dienststellenleiter bereits zur Anzeige gebracht wird.  

 

Grundsätzlich sollte hierbei durch den Gesetzgeber klargestellt werden, dass auch das 

„Verdecken“, „Verniedlichen“ oder „Verschleiern“ von Übergriffen und Angriffen auf Be-

schäftigte oder die Nichtweitergabe von Sachverhalten an die Ermittlungsbehörden für 

jeden Dienstvorgesetzten oder Dienststellenleiter disziplinarische und strafrechtliche 

Konsequenzen haben können, da diesbezüglich kein Ermessensspielraum vorliegt. 

 

• § 4 Abs. 1 

 

§ 2 des Entwurfs verweist bereits auf § 5 Abs. 1 des Datenschutzgesetzes NRW, wonach 

Schulen der Gemeinden und Gemeindeverbände, soweit sie in inneren Schulangelegen-

heiten personenbezogene Daten verarbeiten, als öffentliche Stellen im Sinne des Daten-

schutzgesetzes NRW gelten. Folglich ist der Begriff "aufgabenbezogener Publikumsver-

kehr" in § 4 Abs. 1 des Entwurfs auch auf den Schulbereich übertragbar. Da die Begriff-

lichkeit „Publikumsverkehr“ in der Regel jedoch mit der Arbeit einer „normalen" Behörde 

in Zusammenhang gebracht wird, wäre eine begriffliche Klarstellung für den Schulbereich 

wünschenswert. Des Weiteren wird bezüglich des Anwendungsbereiches auf die bereits 

gemachten Ausführungen verwiesen. 

 

Ziel muss es letztlich sein, dass gerade auch Schulen in geeigneter Weise über Personen 

(i.d.R. Eltern aber auch weitere Familienangehörige) informiert werden können, die be-

reits Auffälligkeiten gezeigt haben. Ausreichend wäre hier, wenn nur bestimmte Personen 

(z. B. Schulleitungen, Schulverwaltungsämter) Einsicht in relevante Daten erhalten. 

 

Aber auch hier stellt sich die Frage, wie dies in der jeweiligen Schule umgesetzt werden 

soll. Nach dem vorliegenden Verfahren müssten der zur Einsichtnahme berechtigte Per-

sonenkreis zu Beginn des neuen Schuljahrs dem Grunde nach alle "neuen" Eltern bzw. 

Personen, die als Gefährder in Betracht kommen, einzeln in der Datenbank abfragen. 
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Hierdurch dürfte sich analog zu dem bereits unter § 3 Abs. 1 dargestellten, ein bürokrati-

scher Mehraufwand entstehen, der zunächst alle Eltern unter Generalverdacht stellt.  

 

Statt einer Auskunftserteilung nur an einen ausgewählten Personenkreis im Rahmen ei-

ner zielgerichteten Anfrage, wäre daher grundsätzlich die Möglichkeit wünschenswert, 

dass Auskünfte aus einer zentralen Datenbank bereits dann zum Abruf und automatisier-

ten Abgleich bereitgestellt werden, wenn eine Person im Rahmen einer Anmeldung er-

fasst wird, eine persönliche Terminvergabe erfolgt oder in einem bestehenden Datensatz 

eine Eintragung vorgenommen wird, damit im Falle einer Datenübereinstimmung den Be-

schäftigten automatisch ein entsprechender Hinweis angezeigt wird, dass es sich hierbei 

um eine Person handelt, die bereits im zentralen Register erfasst ist. Diese Systematik 

lässt sich analog auf alle anderen öffentlichen Stellen und Einrichtungen anwenden. 

 

Abschließend ist dem DBB NRW wichtig, dass der geschaffene Rechtsrahmen auch kon-

sequent angewandt und umgesetzt wird. Im Zusammenhang mit dem Schutz aller öffent-

lich Beschäftigten regt der DBB NRW daher auch an, bisherige gesetzliche Regelungen 

zur Videoüberwachung von Zugangsräumen sowie Eingangsbereichen öffentlicher Ein-

richtungen in Verbindung mit einer system-automatisierten biometrischen Analyse, auf 

deren rechtliche Zulässigkeit zu prüfen und gegebenenfalls eine übereinstimmende da-

tenschutzrechtliche Anpassung des Rechtsrahmens unverzüglich herzustellen.  

 

Zum Schutz der Beschäftigten können bei einem bereits ausgesprochenen Hausverbot 

oder behördenseitig gestellten Strafantrag, frühzeitig potenzielle Gefährder und entspre-

chende Gefährdungslagen identifiziert werden, um bedarfsweise präventiv passende Ab-

wehrmechanismen einleiten zu können, idealerweise bereits zum Zeitpunkt des Zugangs 

oder Betretens der öffentlichen Stelle oder Einrichtung durch die gefährdende Person.  

 

Der DBB NRW steht auch weiterhin für konstruktive Gespräche, die auch die gewerk-

schaftlichen Vorstellungen berücksichtigen, zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 
Marcus Michel 

Referent Public Affairs  


